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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung des Artikels der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG betreffend Einfuhr- und Aus- 
fuhrlizenzen für Fette. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 6. Novem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung des Artikels der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
betreffend Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Fette 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Bestimmungen des Artikels 17 der Verord- 
nung des Rates Nr. 136/66/EWG über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1253/70 2), haben bei der Einführung des gemein- 
schaftlichen Lizenzsystems bestimmte Nachteile zur 
Folge-, im Interesse einer einwandfreien Gesetz- 
gebungstechnik ist es angezeigt, diese Nachteile 
auszuräumen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1971 erhält Artikel 17 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG folgende Fassung: 

„(1) Für die Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 2 
Buchstaben c, d und e genannten Erzeugnisse in die 
Gemeinschaft ist die Vorlage einer Einfuhrlizenz 
erforderlich. 

Für die Ausfuhr von Olivenöl aus der Gemeinschaft 
ist die Vorlage einer Ausfuhrlizenz erforderlich. 


Werden die Abschöpfung oder die Erstattung im 
voraus festgesetzt, so wird die Vorausfestsetzung 
in der Lizenz vorgenommen, die als Beleg für die 
Vorausfestsetzung dient. 

(2) Die Lizenz wird von den Mitgliedstaaten jedem 
Antragsteller, unabhängig von dem Ort seiner Nie- 
derlassung in der Gemeinschaft, erteilt. 

Ein- oder Ausfuhrlizenzen gelten für ein in der 
Gemeinschaft abgewickeltes Geschäft. 

Die Erteilung einer Lizenz wird von der Stellung 
einer Kaution abhängig gemacht, die die Verpflich- 
tung zur Einfuhr oder Ausfuhr während der Gültig- 
keitsdauer der Lizenz garantiert und ganz oder teil- 
weise verfällt, wenn das Geschäft nicht fristgemäß 
oder nur teilweise durchgeführt wird. 

(3) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel können insbesondere eine Frist für die 
Erteilung der Lizenzen vorsehen oder werden nach 
dem Verfahren des Artikels 38 erlassen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Artikel 17 der Verordnung Nr. 136/66/EWG über 
die Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Fette sieht vor, daß die Einfuhr- und 

'Ausfuhrlizenzen für Olivenöl nach den vom Rat 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages erlassenen Vorschriften 
erteilt werden und vom Tage ihrer Erteilung an 
bis zum Ablauf des dritten Monats, der auf die- 
sen Zeitpunkt folgt, gültig sind. 

Andererseits werden in allen anderen durch ge- 
meinsame Marktordnung geregelten Bereichen, 
für die Lizenzen vorgesehen sind, die Bedingun- 
gen der Lizenzerteilung in der Verordnung über 
die Errichtung der betreffenden Marktordnung 
festgelegt, während für die Gültigkeitsdauer auf 
die nach dem sogenannten Verwaltungsaus- 
schußverfahren erlassenen Durchführungsbestim- 
mungen verwiesen wird. 

2. Bei den Beratungen über die Errichtung eines 
gemeinschaftlichen Lizenzsystems wurde die 
Kommission auf den hinsichtlich der Lizenzen 


zwischen dem Olivenölsektor und den anderen 
Bereichen bestehenden Unterschied hingewiesen. 

Da dieser Unterschied sich nicht aufgrund be- 
sonderer Kennzeichen des Olivenölsektors im 
Vergleich zu allen anderen Bereichen recht- 
fertigen läßt, scheint es angebracht, eine An- 
gleichung zwischen dem im Olivenölbereich 
einerseits und dem in den anderen landwirt- 
schaftlichen Bereichen andererseits geltenden 
Lizenzsystem vorzunehmen. 

3. Dieser Vorschlag sieht vor, daß der Artikel der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG über Einfuhr- und 
Ausfuhrlizenzen durch einen Text ersetzt wird, 
der nach dem Vorbild der entsprechenden Be- 
stimmungen in den anderen Verordnungen zur 
Errichtung gemeinsamer Marktorganisationen 
formuliert wurde. Da eine solche Änderung die 
Anpassung der Durchführungsbestimmungen er- 
fordert und das gemeinschaftliche Lizenzsystem 
ab 1. Januar 1971 angewendet werden soll, muß 
dieser Vorschlag so rechtzeitig angenommen 
werden, daß die notwendige Angleichung vor 
dem genannten Zeitpunkt erfolgen kann. 
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